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1.
Raus aus dem Niedergangsdiskurs

Nein, es ist nicht alles gerecht in Deutschland, beileibe nicht. Es 
gibt weiterhin einen unnötig engen Zusammenhang zwischen so­
zialer Herkunft und Bildungserfolg. Wer ein Leben lang im Nied­
riglohnsektor gearbeitet hat, bekommt im Alter oft dennoch nicht 
mehr zum Leben, als wenn er nie gearbeitet hätte; seine Lebens­
leistung wird nicht anerkannt. Der falsche, weil ausländisch klin­
gende Name kann bei einer Bewerbung oder der Wohnungssuche 
massive Nachteile bringen. Asylbewerber erhalten nicht den vol­
len medizinischen Schutz, der allen Versicherten zusteht. Das sind 
nur einige Beispiele. Es gibt genügend Gründe, über Gerechtig­
keit zu streiten und laut zu protestieren, wenn Ungerechtigkeit 
kein Gehör findet.

Aber es hat sich bei uns ein Niedergangsdiskurs breitgemacht, 
der den sozialen Verhältnissen in Deutschland nicht gerecht 
wird. Obwohl die Zahl der Beschäftigten in nahezu allen Hilfe­
feldern des Sozialstaats zunimmt, verfängt die Rede vom Sozial­
abbau. Man kann, ohne verlacht zu werden, öffentlich behaupten, 
Deutschland habe heute nur noch einen «Suppenküchensozial­
staat». Die großen Erfolge der Arbeitsmarktpolitik werden klein­
geredet, so als sei die Halbierung der Arbeitslosenquote seit 2005 
Folge einer «Amerikanisierung» des Arbeitsmarkts, als seien seit­
her nur miese Jobs entstanden. Selbst ein Ausbau der Unterstüt­
zung wird in sein Gegenteil verkehrt: Werden Sozialleistungen 
verbessert und erhalten diese dann mehr Menschen, ist auch dies 
nur Indiz für eine wachsende soziale Schieflage. So ging es mit der 
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Grundsicherung im Alter. Ihre Diskreditierung behindert not­
wendige Reformschritte, um Menschen in der Altersarmut wirk­
samer zu helfen, und das steht uns sozialpolitisch massiv im Weg.

Sozialpolitiker können sich mühen, wie sie wollen – das, was 
sie bewirken, bleibt immer meilenweit hinter den ohnehin wider­
sprüchlichen Erwartungen der unterschiedlichen Anspruchsgrup­
pen zurück. Auch wenn sie nach zähem Ringen eine Reform 
durchgeführt haben, die Benachteiligten hilft (aber nicht allen, 
die benachteiligt sind, oder gar allen, die sich für benachteiligt 
halten), so wird dies öffentlich kaum zur Kenntnis genommen. 
Sozialverbände, die die Reform seit langem gefordert haben, mö­
gen sich noch in einer Pressemeldung zu einem verhaltenen Lob 
durchringen, aber das Erreichte ist dann kaum mehr der Rede 
wert. Plötzlich ist es nur noch Klein-Klein, nie der große Wurf 
und immer zu wenig. Wenn die zähe reformerische Alltagsarbeit 
einen Erfolg verbuchen konnte, rückt das, was Sozialpolitiker 
bewerkstelligen sollen, wieder in unerreichbare Ferne. Dass sich 
Politiker in Regierungsverantwortung nicht der leidigen Frage 
entziehen können, wie die finanzielle Nachhaltigkeit der Siche­
rungssysteme gewahrt werden kann, scheint ohnehin ihr persön­
liches Problem zu sein.

Der Untergangsdiskurs hat seit langem die Mitte erfasst, im­
merhin die Mitte in einem der reichsten Länder der Erde. Verfes­
tigt ist die Wahrnehmung einer stark schrumpfenden oder gar 
zerfallenden Mittelschicht. Die Bücher, die der Mittelschicht ein­
reden wollen, gerade sie sei es, die – von wem auch immer – aus­
gebeutet werde, füllen Regale. Das ist aber von der Empirie nicht 
gedeckt. Der Befund ist keineswegs so eindeutig, wie man ange­
sichts der Debattenlage meinen könnte. Trotz aller Düsternis sagt 
eine breite Mehrheit bei Befragungen, es ginge ihr sehr gut oder 
gut. Verbreitet ist jedoch die Angst, die eigenen Kinder könnten 
den Lebensstandard, den man selbst erreicht habe, nicht halten 
und würden ihre Position in der Mitte der Gesellschaft verlieren. 
Man gehöre zur letzten Generation, der es besser gehe als der Ge­
neration ihrer Eltern. Dazu passt, dass viele die Einkommensver­



1. Raus aus dem Niedergangsdiskurs 11

teilung in Deutschland als weit ungleicher wahrnehmen, als es der 
Realität entspricht. Mehr als die Hälfte glaubt, in einer Gesell­
schaft zu leben, in der die meisten Menschen unten stehen.1 Wer 
aber sich selbst der Mitte zurechnet und gleichzeitig die Mehrheit 
unten wähnt, der kann der Angst vor dem Abstieg kaum entkom­
men. Jede gesellschaftliche Veränderung, die Folgen für das 
Schichtgefüge haben kann  – verstärkter Wettbewerb, die Ent­
wicklung neuer, arbeitssparender Technologien oder Umbrüche 
im Bildungssystem  – , stachelt die Angst an, die vermeintliche 
Minderheitsposition, die man in der Mitte einnimmt, zu verlieren 
und in die vermeintlich große Gruppe derer abzurutschen, die 
unten stehen.

Zukunftsangst vergällt die Lebensfreude. Aber nicht nur das. 
Verzerrte Wahrnehmungen erschweren eine zukunftsgewandte 
Politik. Also sollten wir übertriebenen Ängsten entgegentreten. 
Wenn wir ein innovatives und produktives und zugleich soziales 
Land in politischer Stabilität bleiben, wird es unseren Kindern 
nicht schlechter gehen als uns. Das Übermaß an pauschaler Em­
pörung ist zudem auch gefährlich. Wenn das, was der Sozialstaat 
leistet, schlechtgeredet wird, wenn positive reformerische Schritte 
als Klein-Klein diskreditiert oder schlicht nicht wahrgenommen 
werden, ist dies ein massives Problem in der Auseinandersetzung 
mit populistischen Kräften. Zu ihrer Mobilisierungsstrategie ge­
hört die Verleumdung, die Politik würde sich um «die Belange des 
Volkes» nicht kümmern.

Im Übrigen hilft der Untergangsdiskurs nicht, die Unterstüt­
zung zu mobilisieren, die der Sozialstaat in einer demokratischen 
Gesellschaft benötigt. Das Lamento des «immer schlimmer» des­
orientiert und entmutigt. Wenn der Sozialstaat wirklich zum 
«Suppenküchensozialstaat» verkommen wäre, obwohl wir Jahr für 
Jahr etwa 30 % unserer Wertschöpfung für ihn ausgeben, ist doch 
daraus der Schluss zu ziehen, dass der Sozialstaat nicht wirksam 
sei. Wie werden die Bürger der Mittelschicht darauf reagieren, die 
die Kosten des Sozialstaats tragen, ja tragen müssen und dies auch 
in der Differenz zwischen ihren Brutto- und Nettoeinkommen 
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wahrnehmen, die allerdings von diesem Sozialstaat, das darf nicht 
vergessen werden, ebenfalls stark profitieren? Fordern sie deswegen 
seinen Ausbau? Nicht zwingend. Wenn der Sozialstaat so wenig 
wirksam ist, wie in der skandalisierenden Zuspitzung behauptet 
wird, dann – so ein mindestens ebenso plausibler Schluss – wären 
die Verhältnisse mit weniger Sozialstaat ja vielleicht auch nicht 
viel schlimmer als heute.

Niedergangsstimmung ist Gift für jede Reformpolitik. Letztere 
aber ist dringend nötig. Denn es gibt Risiken, die uns zu Recht 
Sorgen machen und die Politik und alle gesellschaftlichen Kräfte 
herausfordern. Es gibt Blockaden in der Sozial- und Bildungspo­
litik, die höchst ärgerlich sind und an denen eine auch zugespitzte 
Kritik Not tut. Und natürlich gibt es Menschen, die zu Recht un­
zufrieden sind. Aber eine Mitte, die sich selbst im Niedergang 
wähnt, wird für tatsächlich Benachteiligte wenig Empathie entwi­
ckeln. Wenn breite Teile der Bevölkerung das Gefühl haben, ge­
nau sie wären es, die zu wenig bekommen oder zu viel bezahlen, 
wird der Druck auf Politiker hoch, vielen eher vage etwas zu ver­
sprechen und dabei Erwartungen zu wecken, die letztlich keine 
Regierung erfüllen kann. Die dann eintretende diffuse Enttäu­
schung öffnet wiederum populistischen Kräften das Tor. Wer den 
Zukunftsängsten durch rationale Politik entgegentreten will, darf 
kein Öl in das Feuer des Niedergangsdiskurses gießen.

Dieses Buch will einen Kontrapunkt setzen. «Deutschland ist 
gerechter, als wir meinen». Das heißt nicht: Deutschland ist ge­
recht, hört also auf damit, über Gerechtigkeit zu streiten. Aber wir 
sollten so sprechen und streiten, dass eine lösungsorientierte Po­
litik befördert wird. Das kann man nur in einer Debatte, die dif­
ferenziert und sachlich ist. In ihr muss anerkannt werden, was der 
Sozialstaat leistet und wo er – allem Gerede vom Sozialabbau zum 
Trotz – auch in jüngerer Zeit ausgebaut wurde. Man muss sich 
dem Postfaktischen, das sich in der Debatte zum Sozialstaat breit­
gemacht hat, entgegenstemmen. Das erfordert, nicht allgemein 
von Gerechtigkeit zu reden, sondern jeweils zu benennen, welche 
der unterschiedlichen Dimensionen der Gerechtigkeit im jeweili­
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gen Kontext gemeint sind. Dann zeigt sich schnell, wie unter­
schiedlich und auch widersprüchlich die Vorstellungen darüber 
sind, was gerecht sei. Und erst dann trennt sich die Spreu vom 
Weizen, kann unterschieden werden, wer Gerechtigkeit aus gesell­
schaftlicher Verantwortung einfordert und wer schlicht das für ge­
recht erklärt, was ihm persönlich nutzt. Erst dann kann aus dem 
Untergangsdiskurs eine politische Debatte werden, die Handlungs­
spielräume öffnet.

Es ist mir bewusst, dass es in Deutschland auch Menschen gibt, 
die – abseits vom Mainstream der Debatte – Gerechtigkeitsdefi­
zite nicht wahrhaben wollen, sei es aus Ignoranz oder einer privi­
legierten Abgehobenheit. Vielleicht machen wir es ihnen zu leicht. 
Je schriller der Duktus der Empörung seitens der Schwarzmaler, 
desto leichter fällt es Gesundbetern, sich den realen Problemen zu 
verschließen und Gerechtigkeitsfragen als Hype abzutun, der ir­
gendwann wieder vorbei ist.

Der Sozialstaat braucht Unterstützer. Folgenlose Empörung 
hilft nicht, aber eine differenzierte politische Debatte sehr wohl, 
um das Vertrauen in unseren Sozialstaat wieder zu festigen. Sie 
kann und soll neue Perspektiven eröffnen, denn der Reformbedarf 
ist unabweisbar. Die Nachhaltigkeit des Sozialstaats zu sichern 
geht nicht im Stillstand. So umfassend auch das Hilfenetz ist, der 
Sozialstaat bleibt weit unter seinen Möglichkeiten, Notlagen zu 
vermeiden. Das kann die Sozialpolitik nur im Bündnis mit der 
Bildungspolitik, der Wohnungspolitik, der Regionalpolitik und 
anderen relevanten Politikfeldern.

Um den Blick zu weiten, ist es notwendig, den Diskurs zur 
Gerechtigkeit um das Prinzip der Befähigungsgerechtigkeit zu er­
weitern. Das Handeln sozialstaatlicher Instanzen ist auf die Be­
fähigung des Individuums zu einem eigenverantwortlichen und 
solidarischen Leben hin auszurichten. Das hat mit Entsolidarisie­
rung oder der Individualisierung von Notlagen, wie immer wieder 
behauptet wird, nichts zu tun. Befähigung ist Teil der Solidarität, 
sie ist kein Widerspruch zu ihr. Gelingende Befähigung trägt dazu 
bei, dass die Zustimmung zum Sozialstaat sich festigt. Denn Befä­
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higung ist eine Wirkungsvoraussetzung sozialstaatlicher Interven­
tionen. Nur ein Sozialstaat, dem die Bürger gute Wirkungen zu­
trauen, wird dauerhaft ihre Zustimmung erhalten.

Man kann das in fast 150 Jahren erbaute, verschachtelte Ge­
bäude des Sozialstaats nicht einfach abreißen und durch einen 
Neubau ersetzen. Phantasien eines radikalen Neuanfangs sind po­
pulär, eröffnen aber keine konkreten Perspektiven. Es geht um 
zähe Reformarbeit.

Um den Sozialstaat zu verteidigen und offensiv weiterzuentwi­
ckeln, müssen wir innerhalb eines komplexen Systems Stück für 
Stück reformerisch vorgehen. Wir müssen uns fragen, wie es ge­
lingen kann, die Sicherungssysteme zu stärken und gleichzeitig 
die Grundsicherung so weiterzuentwickeln, dass sie Armut wirk­
sam bekämpft. Wie erreichen wir, dass sich ein Arbeitsleben auch 
im Alter gelohnt hat? Wie setzen wir das Recht auf Teilhabe derer 
durch, die heute in einem verhärteten Kern der Langzeitarbeitslo­
sigkeit ohne Perspektive sind, obwohl die Arbeitsmarktpolitik so 
erfolgreich ist? Wie stärken wir Familien, in denen die Eltern im 
Niedriglohnbereich arbeiten und das Gefühl haben, dass ihre Ar­
beit sich nicht rentiert? Wie gelingt es, den bisher engen Zu­
sammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg zu 
lockern? Was ist zu tun, um das umfangreiche Hilfenetz des So­
zialstaats besser als heute auf Befähigung auszurichten? Wie si­
chern wir, dass der, der ein Recht auf Hilfe hat, diese Hilfe auch 
verlässlich bekommt? Wie erhalten wir die Solidaritätsbereitschaft 
der Mitte mit dem unteren Rand der Gesellschaft? Was kann eine 
empathische Zivilgesellschaft für eine Sozialpolitik der Befähi­
gung leisten? Und nicht zuletzt: Wie gelingt eine gesellschaftliche 
Debatte zum Sozialstaat, die Empathie, nüchterne Analyse und 
Faktentreue so verbindet, dass Rationalität das Wort führt? Jede 
reformerische Leistung bei den genannten Herausforderungen, 
durchgesetzt nach zähem Ringen um einen tragfähigen Kompro­
miss, hilft, unser Land dem Ideal der Gerechtigkeit ein Stück wei­
ter anzunähern.
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2.
Der Populismus,  
der aus der sozialen Kälte kam?

Die Schuldigen schnell ausgemacht

Am Abend der Bundestagswahl 2017 stand es fest: Die «Alter­
native für Deutschland» (AfD) wurde drittstärkste Kraft im Deut­
schen Bundestag. An schnellen Erklärungen war kein Mangel. In 
wachsender Zahl folgten die Abgehängten der AfD. Am Wahl­
abend verwies die Vorsitzende der Linkspartei, Katja Kipping, auf 
«kulturelle und ökonomische Verlustängste und auch Existenz­
ängste» als Folge einer «Politik der sozialen Verunsicherung»,1 die 
es zu beenden gelte. Der Präsident des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung, Marcel Fratzscher, sah in dem Wahlergeb­
nis einen «Ausdruck der Spaltung der deutschen Gesellschaft»; es 
solle «ein Weckruf an die Politik sein, die Ungleichheit und soziale 
Polarisierung der deutschen Gesellschaft endlich ernster zu neh­
men».2 Und Stephan Hebel schrieb anlässlich der Wahl in den 
Blättern für Deutsche und Internationale Politik: Der Populismus 
komme aus der «sozialen Kälte»; durch «ihr unbeirrbares, ja un­
belehrbares Festhalten am neoliberalen Modell», durch ihre Wei­
gerung, in den sozialen Frieden zu investieren, sei Angela Merkel 
zur «Geburtshelferin der AfD» geworden.3

Kippings Hinweis auf Verlustängste ist berechtigt, und die For­
derungen, die Fratzscher mit seinem «Weckruf» verbindet, etwa 
eine Stärkung der Investitionen in Bildung, sind gut begründbar. 
Aber der Duktus dieser und vieler anderer Kommentare war: 
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Letztlich habe der Vormarsch der AfD seine Ursache in einer un­
sozialen Politik der Bundesregierung. Diese Sicht passt in die grö­
ßere Erzählung des Sozialabbaus, die auch von Sozialverbänden 
verbreitet wird. Also sei gegen den Populismus genau das zu tun, 
was man immer schon gefordert habe, den Sozialabbau zu stop­
pen und den Sozialstaat weiter auszubauen.

Das Narrativ des Sozialabbaus soll in den Kapiteln 8 bis 14 einer 
ausführlichen Prüfung unterzogen werden. An dieser Stelle sei nur 
darauf hingewiesen, dass die Sichtweise einer Regierungspolitik 
der sozialen Kälte, die verunsichert und in neoliberaler Verblen­
dung untätig bleibt, nicht in Deckung zu bringen ist mit der tat­
sächlichen Politik der Großen Koalition, die 2017 eine so derbe 
Niederlage erlitten hat. Sie hat nämlich sozialpolitisch Bemer­
kenswertes geleistet, gemessen daran, dass Politik ausschließlich in 
reformerischen Schritten handeln kann. Nur die Einführung des 
Mindestlohns hat es geschafft, ins öffentliche Bewusstsein vorzu­
dringen. Die Ausweitung der Mütterrente ist nahezu vergessen. 
Und sofern man sich ihrer erinnert, steht die Begrenzung auf zwei 
Beitragspunkte für die vor 1992 geborenen Kinder (im Vergleich 
zu drei Beitragspunkten für die danach geborenen Kinder) als 
neuer Beweis der Ungerechtigkeit im Vordergrund. Der Unter­
haltsvorschuss für Alleinerziehende wird jetzt unbefristet bis zum 
18. Geburtstag des Kindes bezahlt. Dies entspricht einer seit lan­
gem erhobenen Forderung der Sozialverbände. Mit dem Eltern­
geld Plus haben Eltern nun flexible Möglichkeiten, die Betreuung 
ihrer Kinder mit Teilzeitarbeit zu verbinden, ohne auf Ansprüche 
verzichten zu müssen. Für pflegende Angehörige zahlt die Pflege­
versicherung nun höhere Beiträge zur Rentenversicherung; das 
wird helfen, Altersarmut zu vermeiden. In der Behindertenhilfe 
sind die Regeln zur Anrechnung des Einkommens und Vermö­
gens behinderter Personen deutlich verbessert worden, und es 
wird künftig das Einkommen des Partners nicht mehr herangezo­
gen. Das ist eine substantielle Verbesserung; der Kreis derer aber, 
die dadurch etwas gewinnen, ist zu klein, als dass dies in einem 
Wahlkampf Wirkung entfalten könnte.
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All dies hat dem verbreiteten Bild einer negativen sozialpoliti­
schen Bilanz der Regierung nichts anhaben können. Besonders 
bitter ist dies für die SPD, die den Mindestlohn der Union abge­
rungen hat und dennoch bei der Wahl nicht punkten konnte. Das 
hat auch etwas mit ihr zu tun. «Das Problem der SPD im jüngsten 
Wahlkampf», so der Politikwissenschaftler Wolfgang Jäger, «war 
doch, dass der Kanzlerkandidat gar keinen Stolz auf die Regie­
rungsleistungen der SPD in der vergangenen Legislaturperiode 
zeigte.»4 Wird nur thematisiert und betont, was weiterhin unge­
recht ist, rückt aus dem Blick, was der Sozialstaat leistet und was 
Sozialpolitik erreicht hat. Das untergräbt die Glaubwürdigkeit der 
politischen Akteure, die heute Verantwortung tragen oder in frü­
heren Regierungen trugen. Da ja alles so schreiend ungerecht ist, 
fragt man sich, warum sie es dann nicht geändert haben, als sie an 
der Macht waren. Dieses Problem hat nicht, wer noch nie Verant­
wortung trug. Daher der irritierende Wettbewerbsvorteil radikaler 
Außenseiter.

Es sind nicht allein die Abgehängten

Käme der Populismus schlicht aus der sozialen Kälte, so sollte man 
erwarten können, dass er dort besonders stark ist, wo die Ungleich­
heit besonders hoch und der soziale Schutz besonders schlecht ist. 
Aber Rechtspopulisten feierten in Österreich weit früher als in 
Deutschland große Erfolge – trotz einer wirtschaftlichen und so­
zialen Lage, die am ehesten mit Bayern und Baden-Württemberg 
vergleichbar ist, trotz eines ausgebauten Sozialstaats. Erfolgreiche 
rechtspopulistische Parteien gibt es auch in den skandinavischen 
Staaten – trotz ihrer langen wohlfahrtsstaatlichen Tradition, trotz 
niedrigerer Armutsrisikoquoten, trotz geringerer Einkommens­
ungleichheit. Sie erreichen dort ähnlich hohe oder sogar deutlich 
höhere Stimmenanteile als derzeit die AfD in Deutschland.

Wäre der Rechtspopulismus eine Folge der sozialen Kälte, so 
müssten sich seine Mitglieder und Wähler vorrangig unter deren 
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Opfern finden, Menschen, die abgehängt sind, Menschen, denen 
es im Vergleich zur Mitte deutlich schlechter geht. Diese Erklä­
rung ist beliebt, sie setzt häufig an regionalen Besonderheiten an, 
an gebrochenen Ostbiographien oder gescheiterten Stadtvierteln 
im Ruhrgebiet. «Das Markanteste am Aufstieg der AfD», so eine 
Analyse in der Zeit, «sind aber nicht die 35,5 Prozent der Stimmen, 
die sie in der Sächsischen Schweiz bekam, oder die 17 Prozent in 
Gelsenkirchen. Das Markanteste ist, dass sie fast nirgendwo in 
Deutschland schlecht abschnitt.»5 Regionale Problemballungen 
können die Anfälligkeit für Populismus erhöhen, aber sie erklären 
sie nicht. Es ist schlicht ignorant, die AfD zu einem Problem der 
neuen Bundesländer zu stilisieren. Stefan Locke, der Dresdner 
Korrespondent der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, in der DDR 
aufgewachsen, schreibt verbittert über das hanebüchene Her­
umpsychologisieren unmittelbar nach der Bundestagswahl über 
den abgehängten ostdeutschen Mann: «Er ist jetzt der Problembär 
der Republik, in deren Vorstellung er einsam und von allen Frauen 
verlassen in seinem Plattenbau hockt und diesen nur verlässt, um 
Ausländer zu verprügeln, die Bundeskanzlerin anzubrüllen und 
falsche Parteien zu wählen.»6 Solche Stereotype, gepaart mit Ge­
ringschätzung und Ignoranz gegenüber den Lebensleistungen von 
Menschen, die nach der Vereinigung und der massiven Deindust­
rialisierung der ehemaligen DDR ganz neu anfangen mussten, 
können Spaltungen vertiefen, die der AfD nur nutzen werden.

Auch die gängigen sozialwissenschaftlichen Datensätze7 wider­
sprechen der These, es seien vorrangig die Abgehängten, die die 
AfD unterstützten. Zwar sind die AFD-Anhänger (ebenso wie 
diejenigen der Linken) häufiger mit ihrer materiellen Situation 
unzufrieden als der Rest der Deutschen. Aber ihr durchschnitt­
liches Nettohaushaltseinkommen liegt mit etwas über 2900 Euro 
nur etwa 150 Euro unter dem der Gesamtbevölkerung. Fast drei 
Viertel der AfD-Anhänger haben Lehre, Fachschule oder den 
Meisterabschluss, ein knappes Fünftel einen Fach- oder Hoch­
schulabschluss. Da überdurchschnittlich viele Arbeiter von der 
AfD erreicht werden, weisen sie unterdurchschnittliche Stunden­
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verdienste aus, aber immerhin bewertet etwa die Hälfte der AfD-
Anhänger ihre materielle Situation als gut oder sehr gut. Aller­
dings ist mehr als die Hälfte der AfD-Anhänger der Auffassung, 
keinen gerechten Anteil am Lebensstandard zu erhalten, während 
dies in der Gesamtgruppe der Befragten nur ein Drittel meint. 
Von den statistisch erfassten «großen Sorgen» beunruhigen «Zu­
wanderung nach Deutschland» (82 %) und «Entwicklung der Kri­
minalität» (71 %) die AfD-Anhänger am stärksten. Hier unter­
scheidet sich ihr Profil am radikalsten von den Anhängern anderer 
Parteien. Die Sorge um den eigenen Arbeitsplatz (9 %) ist nicht 
höher als in der Gesamtbevölkerung.8

Ein überdurchschnittlicher Anteil von ihnen lebt in kleinen 
(ländlichen) Gemeinden.9 Das könnte daran liegen, dass sich viele 
AfD-Anhänger Sorgen um die Lebensperspektiven im ländlichen 
Raum machen. Diese Interpretation wird durch eine ökonome­
trische Auswertung der Bundestagswahlergebnisse der AfD, dif­
ferenziert nach den 299 Wahlkreisen, gestützt. Es gibt keinen 
signifikanten Zusammenhang zwischen den AfD-Werten und der 
Arbeitslosenquote oder dem Bildungsniveau. Dagegen erzielt die 
AfD überdurchschnittliche Ergebnisse in dünn besiedelten Räu­
men mit einer überdurchschnittlich alten Bevölkerung,10 in Räu­
men also, aus denen viele Junge wegziehen und wo es schwerfällt, 
Perspektiven gegen diesen Trend zu finden.

Die populistische Bedrohung lässt sich, das zeigen die Daten, 
nicht mit einer simplen Theorie materieller Benachteiligung er­
klären. Man kann sich auch in der gut situierten Mitte radikalisie­
ren. Zukunftsängste können wirksam werden, verbunden mit 
dem Gefühl, nicht gehört und nicht wertgeschätzt zu werden. Es 
kann aber auch handfeste Benachteiligung sein. Immer wieder 
kommt ein Ton in die Debatte, als käme es gar nicht so genau da­
rauf an, ob der Abstieg «gefühlt» ist oder sich in harten Daten zu 
Einkommen oder Beschäftigung niederschlägt. Ob «gefühlt oder 
nicht», für die politischen Prozesse sei entscheidend, dass wir uns 
in einer Gesellschaft befinden, in der der Abstieg oder zumindest 
die Angst vor ihm das Lebensgefühl prägt.
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Sicher, weit verbreitete Gefühle sind höchst relevante Tat­
sachen, aber es ist falsch, die Unterscheidung zwischen Gefühlen 
und Realität für irrelevant zu halten. Damit schwindet die Grund­
lage für rationale Politik. Wenn es eindeutig benennbare Benach­
teiligung gibt, kann Politik versuchen, im Rahmen des Möglichen 
Benachteiligungen abzubauen oder auszugleichen, sei es auf dem 
Feld der Sozial-, Bildungs-, Arbeitsmarkt- oder Regionalpolitik. 
Auch dann ist nicht gesichert, dass sich das Gefühl ändert, denn 
dies setzt zumindest voraus, dass die Bemühungen der Politik 
wahrgenommen und keine Erwartungen an sie gerichtet werden, 
an denen sie nur scheitern kann. Wenn aber alle das Gefühl ha­
ben, zu kurz zu kommen, hat rationale Politik keine Chance, Ge­
hör zu finden. Wenn die Anfälligkeit für populistische Verheißun­
gen in der Angst vor einer unbekannten Zukunft besteht, kann 
Politik kein Vertrauen in die Zukunft verordnen. Aber jeder kann 
Verantwortung dafür übernehmen, dass der Diskurs des Nieder­
gangs nicht weiter geschürt wird.
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